
Schuld viel schwerwiegender sein kann als eine vor­
sätzliche Sachbeschädigung. Für eine generelle mildere 
Bewertung fahrlässig begangener Handlungen ohne Be­
rücksichtigung der konkreten objektiven Schädlichkeit 
ist daher kein Raum.

Zum Tatbestandsmerkmal „verantwortungslose Gleich­
gültigkeit“ gemäß § £ Abs. 2 StGB

Die Mehrzahl der Fahrlässigkeitstäter wird wegen un­
bewußter Pflichtverletzung, infolge verantwortungsloser 
Gleichgültigkeit gemäß § 8 Abs. 2 StGB zur Verantwor­
tung gezogen. Oft wird jedoch die verantwortungslose 
Gleichgültigkeit mit der bloßen Wiedergabe des Ge­
setzestextes begründet. Als wiederholter Fehler zeigt 
sich, daß eine unbewußt begangene Pflichtverletzung 
angenommen wird, obwohl sich aus den gesamten Um­
ständen ergibt, daß eine bewußte Pflichtverletzung vor­
lag. Die Gerichte kommen dadurch meist in Schwie­
rigkeiten, wenn sie nunmehr das Vorliegen einer ver­
antwortungslosen Gleichgültigkeit begründen müssen, 
obwohl eine solche Begründung eigentlich zu entfallen 
hat, weil bei einer bewußten Pflichtverletzung gemäß 
§ 8 Abs. 1 StGB die „verantwortungslose Gleichgültig­
keit“ nicht Tatbestandsmerkmal ist.
In diesem Zusammenhang ist eine kritische Bemerkung 
zu dem Urteil des Obersten Gerichts vom 31. August 
1972 - 2 Zst 34/72 - (NJ 1973 S. 148) erforderlich. In 
dieser Entscheidung wird zu den Anforderungen an 
das Vorliegen einer verantwortungslosen Gleichgültig­
keit Stellung genommen, jedoch kommt der Senat zu 
einem fehlerhaften Ergebnis. Die Begründung des Ur­
teils steht im Widerspruch zu den Darlegungen in 
Ziff. 4.3. des Berichts des Präsidiums des Obersten Ge­
richts vom 28. März 1973.
Das Urteil ist fehlerhaft, weil es die Anforderungen 
an das Bewußtmachen der Pflichten, losgelöst von den 
konkreten Bedingungen, bestimmte, unter denen die 
Angeklagte handelte. So wird die Tatsache, daß die 
Angeklagte einen Tauchsieder an das Stromnetz an­
schloß, ohne daß dazu eine konkrete Notwendigkeit 
bestand, dahin gedeutet, daß es sich um einen Bewe 
gungsablauf handelte, den die Angeklagte nicht in ihr 
Bewußtsein aufgenommen hat Für die Behauptung, daß 
hier eine Reflexhandlung vorliege, fehlt aber im Urteil 
jede Begründung. Dem Bezirksgericht wird zu Unrecht 
vorgeworfen, es habe nicht in genügendem Maße die 
individuellen Möglichkeiten und die Grenzen der Wahr- 
nehmungs- und Urteilsfähigkeit der Angeklagten be­
rücksichtigt
Mit dieser Entscheidung hat der 2. Strafsenat des Ober­
sten Gerichts nicht beachtet, daß bei der Beurteilung 
der Frage, ob eine verantwortungslose Gleichgültigkeit 
zum Zeitpunkt der Tat Vorgelegen hat die Gesamtheit 
der objektiven und subjektiven Bedingungen zu berück­
sichtigen und zu bewerten ist. Wäre dies geschehen, 
dann hätte dies zu der Erkenntnis führen müssen, daß 
es der Angeklagten nicht nur — wie im Urteil fest- 
gestellt wird — objektiv möglich war, ihre Pflichten 
wahrzunehmen, sondern daß für sie auch die subjek­
tive Möglichkeit zum Bewußtmachen der Pflichten be­
stand.
Indem die Angeklagte im konkreten Fall die durch die 
Anforderungen der Situation objektiv gebotene und für 
sie subjektiv mögliche Bereitschaft zu sorgfältigem und 
aufmerksamem Verhalten nicht aufbrachte, um sich die 
ihr obliegenden Pflichten bewußt zu machen und ihr 
Handeln danach einzurichten, handelte sie verantwor­
tungslos gleichgültig gemäß § 8 Abs. 2 StGB.

Das Urteil des 2. Strafsenats kann deshalb nicht als 
Orientierung für eine richtige Anwendung des § 8 
Abs. 2 StGB angesehen werden.

Zur Zurechnungsunfähigkeit infolge eines Rauschzustan­
des des Täters

In Vorbereitung der 6. Plenartagung wurde eine um­
fangreiche Diskussion zur Anwendung des § 15 Abs. 3 
StGB geführt, deren Ergebnisse in Ziff. 3 des Berichts 
des Präsidiums enthalten sind./8/
Mit der Anerkennung des Grundsatzes, daß auf der 
Grundlage eines „natürlichen Verhaltensentschlusses“ 
auch der zurechnungsunfähige Täter zielgerichtet han­
deln kann, sind die im Bericht hierzu dargelegten recht­
lichen Konsequenzen, die bis zum Freispruch gehen 
können, verbunden. Mitunter werden aber fehlerhaft 
Rechts- und Beweisfragen miteinander verwechselt. 
Zwar sind Rechtsfragen mit Beweisfragen oft eng ver­
knüpft, sie sind jedoch nicht identisch. .
Schwierigkeiten bei der Aufklärung der Frage, welchen 
gesetzlichen Tatbestand der Täter objektiv verletzt hat, 
dürfen nicht dazu führen, die im Bericht des Präsidiums 
aufgeführten Konsequenzen abzulehnen und die Forde­
rung zu erheben, daß ein infolge Alkoholeinflusses zu­
rechnungsunfähiger Täter immer verurteilt werden 
müsse. Diese Forderung ergibt sich nach übereinstim­
mender Auffassung des Obersten Gerichts und des Ge­
neralstaatsanwalts der DDR nicht aus dem Gesetz. Das 
Problem ist aber theoretischer Natur, denn in der 
Praxis der Gerichte sind bisher keine Fälle vorgekom­
men, wo über die Prüfung des „natürlichen Verhaltens­
entschlusses“ ein Freispruch erfolgte.

Mit den Anlagen zum Bericht des Präsidiums wurde 
versucht, die Erfahrungen der Gerichte zu vereinheit­
lichen und die Schuldprüfung rationell zu gestalten. Da­
mit soll eine Anleitung vermittelt werden, die über­
flüssige Prüfungen vermeidet, aber die notwendigen 
garantiert. Besonders auf dem Gebiet des Gesundheits-, 
Arbeits- und Brandschutzes wird mitunter noch ver­
säumt, die fahrlässige Schuld so allseitig zu prüfen, wie 
dies in der Anlage 3 vorgeschlagen wird. Deshalb wird 
häufig nicht auseinandergehalten, ob der Täter schon 
objektiv Rechtspflichten nicht verletzt hat oder ob zwar 
eine objektive Pflichtverletzung zu bejahen ist, aber 
keine schuldhafte Verletzung vorliegt.
In Beratungen mit Richtern wurde verschiedentlich dar­
auf hingewiesen, daß die Reihenfolge bei der Schuld­
prüfung unterschiedlich sein kann, z. B. erst die Prü­
fung der Pflichtverletzung und danach die der Kausa­
lität oder umgekehrt. Das wird nicht bestritten. In den 
Anlagen zum Bericht werden lediglich die Erfahrungen 
vermittelt, die am meisten verbreitet waren und nach 
unseren Erfahrungen und denen vieler Kreis- und Be­
zirksgerichte am praktikabelsten sind.

Die Umsetzung der auf der 6. Plenartagung des Obersten 
Gerichts vermittelten Erkenntnisse erfordert von je­
dem Richter viel Energie, gutes politisch-fachliches Wis­
sen und Schöpfertum. Deshalb muß sich die Leitungs­
tätigkeit des Obersten Gerichts und der Bezirksgerichte 
in der nächsten Zeit besonders auf die Klärung der 
Probleme dieser Plenartagung konzentrieren.

C8/ Vgl. hierzu auch den Beitrag von Böhm in diesem Heft.
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